Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 2188 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. November 1960 

4 — 20204 — 4506/60 VIII 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes zur Ergänzung des § 64 des Land- 
beschaffungsgesetzes vom 23. Dezember 1958 
Bundesgesetzbl. I S. 990) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 224. Sitzung am 28. Oktober 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes die als Anlage 2 
beigefügte Stellungnahme beschlossen. Im übrigen erhebt der 
Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwendungen. Der Bun- 
desrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 

Die Bundesregierung stimmt dem Ergänzungsvorschlag des 
Bundesrates zu. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraßo 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zur Ergänzung des § 64 
des Landbeschaffungsgesetzes vom 23. Dezember 1958 
(Bundesgesetzbl. I S. 990) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


A r t i k e 1 1 

§ 1 des Gesetzes zur Ergänzung des § 64 des Land- 
beschaffungsgesetzes vom 23. Dezember 1958 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 990) erhält folgende Fassung: 

u§ 1 

Die auf Grund des § 64 Abs. 3 Satz 1 in Verbin- 
dung mit § 42 Abs. 1 Satz 1 und 2 des Land- 
beschaffungsgesetzes vom 23. Februar 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 134) bis zum 31. Dezember 1958 fest- 
gesetzten Fristen werden bis zum 31. Dezember 1963 
verlängert." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
1960 in Kraft. 
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Begründung 


Durch das Gesetz zur Ergänzung des § 64 des Land- 
beschaffungsgesetzes vom 23. Dezember 1958 
(BGBl. I S. 990) sind die Fristen für die vorzeitige 
Besitzeinweisung, die zunächst bis zum 31. Dezem- 
ber 1957 begrenzt waren, aber gemäß § 64 Abs. 3 
Satz 1 in Verbindung mit § 42 Abs. 1 Satz 2 LBG im 
Beschlußwege um ein Jahr verlängert werden 
konnten, kraft Gesetzes bis zum 31. Dezember 1960 i 
erstreckt worden. Diese Fristverlängerung war des- j 
halb notwendig geworden, weil mit der recht- I 
zeitigen Abwicklung der unter § 64 LBG fallenden ; 
sogenannten Altrequisitionen bis zum Ende des 
Jahres 1958 nicht mehr gerechnet werden konnte. 
Zu dieser Zeit — Stichtag: 1. Oktober 1958 — waren j 
noch ca. 28 500 Altfälle mit rund 84 500 ha abzuwik- 
kein. Bis zum 1. Juli 1960 haben sich diese Zahlen 
zwar auf etwa 12 900 Fälle mit rund 65 500 ha ver- i 
ringert, es steht jedoch fest,, daß die Bereinigung 
dieser immer noch zahlreichen Verfahren bis zum 
31. Dezember 1960 nicht mehr durchgeführt werden i 
kann. Die lange Dauer der Verfahren ist vor allem i 
darauf zurückzuführen, daß nach der zwingenden 
Vorschrift des § 2 LBG alle Möglichkeiten für einen ; 
freihändigen Erwerb oder die Begründung von | 
Nutzungsvereinbarungen ausgeschöpft werden müs- j 
sen, ehe eine Enteignung angeordnet werden darf. 1 
Auch die überwiegende Anzahl der Bundesländer ^ 
hat sich dahin geäußert, daß die Bereinigung der 
Altrequisitionen bis zum Ende dieses Jahres nicht 
mehr durchgeführt werden kann; einige Länder 
haben ausdrücklich eine Verlängerung des Gesetzes 
gefordert. Die Bundesregierung hält deshalb eine 


nochmalige Verlängerung der Fristen für die vor- 
zeitige Besitzeinweisung bis zum 31. Dezember 1963 
für unerläßlich. 

Eine solche Verlängerung ist auf Grund des 
Artikels 48 Abs. 2 des Truppenvertrags zwingend 
geboten, da sich die Bundesrepublik mit dieser Be- 
stimmung verpflichtet hat, den Stationierungsstreit- 
kräften den weiteren Besitz an den bisher innege- 
habten und weiterhin benötigten Liegenschaften zu 
garantieren. Wenn die Verlängerung unterbliebe, 
entfiele für die Stationierungsstreitkräfte die Rechts- 
grundlage für ihren Besitz gegenüber den Eigen- 
tümern, und die Bundesrepublik müßte mit 
Räumungs- und Schadensersatzklagen rechnen, die 
zu erheblichen innen- und außenpolitischen Schwie- 
rigkeiten führen würden. 

Die Fristverlängerung bedeutet für die Eigentümer 
keine neue zusätzliche Belastung, sie will lediglich 
den gegenwärtigen Zustand bis zum Abschluß des 
Enteignungsverfahrens aufrechterhalten. Die mate- 
rielle Entscheidung des Enteignungsverfahrens wird 
durch die Verlängerung der Besitzeinweisungsfrist 
weder beeinflußt noch etwa gar vorweggenommen. 
Die Verpflichtung der Enteignungsbehörden, die 
Besitzeinweisung nach § 38 Abs. 3 LBG aufzuheben, 
wenn die Voraussetzungen dafür entfallen sind, 
bleibt unberührt. 

* 

Zusätzliche Kosten werden bei der Durchführung 
des vorstehenden Gesetzes nicht entstehen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Nach Artikel 1 

Es ist folgender Artikel 1 a einzufügen: 


.Artikel 1 a 

Nach § 29 des Landbeschaffungsgesetzes vom 
23. Februar 1957 (Bundesgesetzbl, I S. 134) wird fol- 
gender § 29 a eingefügt: 

„§ 29a 

(1) Auf Ersuchen der Enteignungsbehörde hat das ■ 
Vormundschaftsgericht, wenn ein Vertreter nicht | 
vorhanden ist, einen rechts- und sachkundigen Ver- 
treter zu bestellen 

a) für einen Beteiligten, dessen Person unbe- 

kannt, oder für eine Person, deren Beteili- ; 
gung ungewiß ist, | 

I 

b) für einen abwesenden Beteiligten, dessen ■ 
Aufenthalt unbekannt oder dessen Aufent- 
halt zwar bekannt ist, der aber an der 
Besorgung seiner Vermögensangelegen- 
heiten verhindert ist. 


Die Bestellung soll binnen zwei Wochen vorgenom- 
rneii werden. 

(2) Für die Bestellung des Vertreters ist das Vor- 
mundschaftsgericht zuständig, in dessen Bezirk das 
von der Enteignung betroffene Grundstück liegt. 

(3) Für die Bestellung und für das Amt des Ver- 
treters gelten die Vo*schriften des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs über die Pflegschaft entsprechend.'" 

Begründung 

Zahlreiche Verfahren können deshalb nicht weiter 
betrieben werden, weil die Eigentümer der in An- 
spruch genommenen Grundstücke unbekannt sind. 
Die jetzigen Möglichkeiten zur Ermittlung der Eigen- 
tümer sind sehr zeitraubend. In vielen Fällen müs- 
sen z. B. bei Verschollenen Todeserklärungen er- 
wirkt oder auf sonstige Weise sehr langwierige Er- 
mittlungen über den Verbleib eines Eigentümers in 
die W“ege geleitet werden. Es steht fest, daß diese 
Fälle auch in den nächsten drei Jahren nicht berei- 
nigt werden können, wenn nicht eine zweckentspre- 
chende Vorschrift in das Landbeschaffungsgesetz 
eingefügt wird. 
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